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Neuorganisation und Verlagerung von wissenschaftlichen Dienststellen der 
Bundeswehr (Militärgeschichtiiches Forschungsamt, Sozialwissenschaftliches 
Institut der Bundeswehr, Akademie der Bundeswehr für Information 
und Kommunikation) 


Das Militärgeschichtliche Forschungsamt (MGFA) soll nach Plänen der 
Bundesregierung von Freiburg nach Potsdam verlegt werden. Ziel ist es 
Presseberichten zufolge, ein „geistiges Zentrum“ der Bundeswehr im 
Raum Strausberg/Potsdam zu schaffen, wo neben dem Militärgeschicht- 
lichen Forschungsamt auch Institutionen wie das Sozialwissenschaft- 
liche Institut der Bundeswehr, die Akademie für Information und 
Kommunikation und eine Außenstelle des Zentrums für Innere Führung 
angesiedelt werden sollen. Das Bundesarchiv/Militärarchiv (BaMa) wird 
seinen Standort in Freiburg behalten. 

Die Pläne der Bundesregierung würden im Falle ihrer Realisierung eine 
schwere Beeinträchtigung der wissenschaftlichen Arbeit des MGFA zur 
Folge haben: 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben der Parlamentarischen Staatssekretärin im 
Bundesministerium der Verteidigung, Michaela Geiger, vom 24. März 1993 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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— Da es Aufgabe des MGFA ist, die im Militärarchiv lagernden Akten- 
bestände zu erschließen und auszuwerten, wäre der Forschungszu- 
sammenhang zerstört und damit die Basis der wissenschaftlichen 
Arbeit entzogen. Langfristige Forschungsvorhaben könnten nicht 
fortgesetzt werden. 

— Zur gleichen Zeit wird die Verlagerung von NVA- Akten von Pots- 
dam nach Freiburg von der Bundesregierung weiterbetrieben. Auch 
sie ständen der wissenschaftlichen Arbeit des Forschungsamtes in 
Potsdam nicht mehr zur Verfügung bzw. sie müßten in die Außen- 
stelle des Militärischen Zwischenarchivs in Potsdam überstellt 
werden. 

Der Ruf des international renommierten Forschungsamtes droht schwe- 
ren Schaden zu nehmen. Das internationale Ansehen einer Fachdiszi- 
plin, deren quellengestützte Forschungen auf einem der umstrittensten 
Felder der deutschen Geschichte gerade im Ausland als Ausweis eines 
gewandelten Selbstverständnisses geschätzt wurde, wird in seinem 
Kern getroffen. 


Vorbemerkung 

Im Rahmen des Ressortkonzeptes hat das Bundesministerium der 
Verteidigung am 15. Dezember 1992 die Absicht bekanntgege- 
ben, das Militärgeschichtliche Forschungsamt der Bundeswehr, 
das Sozialwissenschaftliche Institut der Bundeswehr, die Akade- 
mie der Bundeswehr für Information und Kommunikation sowie 
eine Außenstelle des Zentrums Innere Führung in das Land Bran- 
denburg zu verlegen. 

Ausschlaggebend für diese Absicht ist die Zielsetzung, einen 
weiteren Beitrag zur staatlichen Vereinigung und zum Aufbau der 
neuen Bundesländer zu leisten. Der übergeordnete Gedanke 
staatlicher Einheit steht dabei so weit im Vordergrund, daß die 
Kostengesichtspunkte und eine zeitlich begrenzte verminderte 
Aufgabenerfüllung der Dienststellen dahinter zurücktreten. 

Die von der Verlegung betroffenen Bundesländer sind informiert 
und um Stellungnahme gebeten worden. Nach Auswertung der 
Stellungnahmen wird das Bundesministerium der Verteidigung 
abschließend entscheiden. 

Mit der Verlegung des Militärgeschichtlichen Forschungsamtes 
bis 1994 nach Potsdam sowie der Kollozierung (Zusammenlegung 
unter Beibehaltung der organisatorischen Selbständigkeit) der 
Akademie der Bundeswehr für Information und Kommunikation, 
des Sozialwissenschaftlichen Instituts der Bundeswehr und einer 
Außenstelle des Zentrums für Innere Führung in Strausberg 
(30 km ostwärts von Berlin) entsteht ab 1994 im Land Branden- 
burg ein neues geistiges Zentrum der Bundeswehr. 

Die räumliche Zusammenlegung dieser Dienststellen läßt eine 
verbesserte Effizienz im Aufgabenverbund Innere Führung 
erwarten. Gleichrangig wurden bei dieser Entscheidung neben 
den Struktur- und gesamtpolitischen Aspekten auch die regional- 
politischen Implikationen und nicht zuletzt die forschungspoliti- 
schen Auswirkungen eingehend geprüft. 


L „Geistiges Zentrum der Bundeswehr" 

1. Welche Beschlüsse sind bisher zur Errichtung des „geistigen 
Zentrums" der Bundeswehr gefaßt worden, und wann sind 
diese in den zuständigen Fachausschüssen des Deutschen 
Bundestages beraten worden bzw. sollen dort beraten werden? 
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2. Welchen Auftrag soll das MGFA künftig im Rahmen dieses 
„geistigen Zentrums" wahrnehmen, und welche Veränderun- 
gen der Arbeits- und Organisationsweise des MGFA sind zur 
Wahrnehmung dieses Auftrags notwendig und vorgesehen? 

3. Welche Änderungen von Auftrag und Organisation sind für die 
anderen künftigen Bestandteile des „geistigen Zentrums" vor- 
gesehen? 


Diese Fragen beantworte ich im Zusammenhang, 

Mit der Kollozierung ist zunächst die Erwartung einer verbesser- 
ten Zusammenarbeit in der Grundlagenarbeit und der Lehre die- 
ser Dienststellen verbunden bei gleichzeitigem Erhalt der Eigen- 
ständigkeit. Zusätzlich sind Effizienzsteigerungen durch Syner- 
gieeffekte sowie Rationalisierungsgewinne durch Zusammenle- 
gung von Unterstützungs- und Funktionsbereichen (z. B. Biblio- 
theken) beabsichtigt. 

„Geistiges Zentrum" meint in erster Linie die im Großraum Berlin 
konzentrierte Wahrnehmung von Aufgaben verschiedener 
Dienststellen des Aufgabenverbundes Innere Führung, nicht 
deren institutionelle Zusammenfassung auf der Grundlage einer 
neuen Konzeption. Auftrag und Organisation der betroffenen 
Dienststellen bleiben unverändert. 

Die Entscheidungen zur Stationierung der Streitkräfte waren am 
5. August 1991 nach umfassender Konsultation mit Gremien des 
Deutschen Bundestages, den Landesregierungen und der Öffent- 
lichkeit getroffen worden. Mit den am 15. Dezember 1992 und am 
12. Februar 1993 zur erneuten Konsultation bekanntgegebenen 
Nachsteuerungsabsichten soll die Stationierungsentscheidung 
vom 5. August 1991 vervollständigt und korrigiert werden. 


//. Militärgeschichthches Forschungsamt (MGFA) 

4. Welche wissenschaftlichen, militärischen, sonstigen dienst- 
lichen und politischen Gründe sprechen für die geplante Ver- 
legung des MGFA von Freiburg nach Potsdam? 


5. Wie beurteilt die Bundesregierung die schwerwiegenden 
Bedenken aus dem ln- und Ausland, daß mit der Verlagerung 
eine Abkehr von einer kritisch-liberalen Militärgeschichts- 
schreibung intendiert ist? 


Die entscheidenden Gründe für die Verlegung habe ich genannt. 
Die Errichtung eines Lehrstuhls für Militärgeschichte an der Uni- 
versität Potsdam sowie das Vorhandensein weiterer Universitäten, 
Forschungseinrichtungen und Archive im Großraum Berlin 
begünstigen die Arbeits- und Forschungsmöglichkeiten des 
Amtes. 

Die dem Bundesministerium der Verteidigung vorliegenden 
Bedenken aus dem In- und Ausland sind unbegründet. Auch nach 
der Verlegung unterliegt die Forschungsarbeit des Amtes der 
Grundrechtsgarantie nach Artikel 5 Abs. 3 des Grundgesetzes 
(Freiheit der Forschung). 
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6. Wie will die Bundesregierung verhindern, daß die künftige 
Trennung von MGFA und BaMa zu einer ernsthaften Beein- 
trächtigung der wissenschaftlichen Arbeit des MGFA führen 
wird? 


Durch die Verlegung des Militärgeschichtlichen Forschungsamtes 
nach Potsdam und dem Verbleib des Bundesarchivs-Militär- 
archivs in Freiburg wird die Arbeit des Forschungsamtes nicht 
beeinträchtigt werden. Ein Rückgriff auf die Quellenbestände des 
Militärarchivs ist dem Forschungsamt unverändert möglich. Die 
Außenstelle des Militärischen Zwischenarchivs in Potsdam, wel- 
che beibehalten wird, gewährleistet die notwendige Verbindung 
zum Militärgeschichtlichen Forschungsamt. 


7. Warum sind bei den zivilen Historikern überproportionale Kür- 
zungen vorgesehen, und kann daraus der Schluß gezogen 
werden, daß die Militärgeschichtsschreibung künftig nur den 
Militärs Vorbehalten bleiben soll? 


Im Rahmen der Reorganisation und Reduzierung der Streitkräfte 
wurde vom 26. bis zum 30. August 1991 durch das Bundesministe- 
rium der Verteidigung eine Organisationsüberprüfung durchge- 
führt. Als Ergebnis dieser Überprüfung wurde die Dienstposten- 
anzahl der zivilen Historiker von 20 auf 14, also um 30% redu- 
ziert. Bei den Soldaten des Amtes wurden die 26 Historiker- 
Stabsoffiziere um acht Dienstposten, also ebenfalls um 30 % ver- 
ringert. Diese Zahlen belegen, daß es keine überproportionalen 
Kürzungen bei den zivilen Historikern gibt. Darüber hinaus waren 
und sind wir immer bemüht, bei allen Einsparungen im zivilen 
und im militärischen Bereich ausgewogen zu reduzieren. 


8. Welchen fachhistorischen Rat hat die Bundesregierung vor der 
Verlagerungsentscheidung zur Frage der notwendigen Stand- 
ortidentität, die 1967 auch vertraglich festgelegt wurde, einge- 
holt? 


Der wissenschaftliche Beirat des Bundesministeriums der Vertei- 
digung beim Militärgeschichtlichen Forschungsamt hat zur Frage 
der Verlegung Stellung bezogen. Er plädierte einmütig dafür, die 
historisch gewachsene, vor allem aber in der praktischen Arbeit 
bewährte Verbindung zwischen dem Militärgeschichtlichen For- 
schungsamt und dem Bundesarchiv-Militärarchiv beizubehalten, 
entweder in Freiburg oder in Potsdam. Die Beibehaltung der 
Außenstelle des Militärischen Zwischenarchivs in Potsdam trägt 
diesem Votum Rechnung. 


9. Mit welchen Verzögerungen rechnet die Bundesregierung für 
das weltweit beachtete Forschungsprojekt „Das Deutsche 
Reich und der Zweite Weltkrieg" durch die Verlagerung des 
MGFA? 
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Die Arbeit an den noch ausstehenden Bänden des Forschungspro- 
jektes „Das Deutsche Reich und der Zweite Weltkrieg"' ist weit 
fortgeschritten und kann ohne Einschränkung weitergeführt wer- 
den. Etwaige umzugsbedingte Verzögerungen für das Erscheinen 
der restlichen Bände sind nicht zu erwarten. 


10. Welche Kosten werden durch notwendige Umbauarbeiten in 
Potsdam sowie durch den Umzug entstehen, und wie verhalten 
sich diese Kosten im Vergleich zu den Kosten eines Verbleibs 
des MGFA in Freiburg bei der Nutzung des ehemaligen Stabs- 
gebäudes der Forces Frangaises Allemagne (FFA)? 


Das Militärgeschichtliche Forschungsamt ist derzeit in Freiburg 
unzureichend und kostenintensiv in einer angemieteten Liegen- 
schaft untergebracht. Seit längerer Zeit war deshalb ein gemein- 
samer Neubau mit dem Bundesarchiv-Militärarchiv in Freiburg 
geplant. Nach dem Abzug der französischen Streitkräfte war auch 
die mögliche Unterbringung des Amtes im ehemaligen Stabsge- 
bäude der französischen Division, dem sogenannten „Panzerkreu- 
zer", als Option in die Überlegungen einzubeziehen. Hierfür 
wären Gesamtkosten in Höhe von ca. 8,5 Mio, DM entstanden. 

Mit der Vereinigung ergab sich als weitere Möglichkeit, das 
Militärgeschichtliche Forschungsamt in eine zweckmäßige Lie- 
genschaft, die Villa Ingenheim in Potsdam, zu verlegen. Nach 
eingehender Prüfung hat sich das Bundesministerium der Vertei- 
digung entschlossen, die Verlegung des Militärgeschichtlichen 
Forschungsamtes nach Potsdam anzuordnen. Die geschätzten 
Kosten für Renovierungs- und Umbauarbeiten - also Investitionen 
in den neuen Bundesländern - belaufen sich einschließlich der 
Kosten für die eigentliche Verlegung auf insgesamt 31 Mio. DM. 
Demgegenüber stehen die jährlichen Mietkosten des Amtes in 
Freiburg in Höhe von 780 000 DM, die durch die Verlegung ein- 
gespart werden. Der Beginn der Verlegung ist in 1993, der 
Abschluß 1994 vorgesehen. 


11. Welche Baumaßnahmen haben in Potsdam in bezug auf die 
Herrichtung der Dienststelle begonnen, und wann ist mit dem 
Abschluß der Baumaßnahmen zu rechnen? 


Baumaßnahmen zur Herrichtung der Liegenschaft haben noch 
nicht begonnen. Seit Übernahme der Gebäude werden jedoch 
dringende Renovierungsarbeiten zur Erhaltung der Bausubstanz 
durchgeführt. Die weiteren Baumaßnahmen werden aus finan- 
ziellen und organisatorischen Gründen gestreckt. Der Abschluß 
der Arbeiten ist für Frühjahr 1999 eingeplant. 


12. In welcher Weise wurden die militärischen und zivilen Mit- 
arbeiter des MGFA in die Entscheidungsvorbereitung zur 
Standortverlagerung einbezogen? 
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Wie die anderen Dienststellen und Truppenteile wurde das For- 
schungsamt frühzeitig über die beabsichtigte Verlegung infor- 
miert. Mit der Veröffentlichung des Ressortkonzeptes für die 
Stationierung vom 5. August 1991, dem sogenannten „Grün- 
buch", und durch den Besuch des Stellvertreters des Generalin- 
spekteurs am 6. November 1991 in Freiburg waren die Mitarbeiter 
des Amtes über die beabsichtigte Verlegung nach Potsdam infor- 
miert. Darüber hinaus ist die Standortfrage fast zwei Jahre lang in 
den Dienstbesprechungen und in den Personalversammlungen 
des Militärgeschichtlichen Forschungsamtes immer wieder inten- 
siv erörtert worden. 


13. Welche Stellung nimmt die Bundesregierung zu der tiefen 
Vertrauenskrise zwischen militärischer Führung und Mitarbei- 
terschaft des MGFA? 


Die Bundesregierung hat Verständnis für Reaktionen einzelner 
Mitarbeiter des Militärgeschichtlichen Forschungsamtes, die in 
ihrer individuellen Lebensplanung während der Phase der Unge- 
wißheit bis zur tatsächlichen Entscheidung über die Stationie- 
rungsfrage verunsichert waren. Sie geht davon aus, daß mit der 
durch die Verlegungsentscheidung gewonnenen Sicherheit die 
Basis für die Fortführung einer vertrauensvollen Zusammenarbeit 
geschaffen wurde. 


14. Mit welchen Argumenten setzt sich die Bundesregierung über 
die zahlreichen, sachlich begründeten Forderungen von Ver- 
tretern der Wissenschaft, der Stadt Freiburg und der Stuttgar- 
ter Landesregierung hinweg, das Amt in Freiburg am Standort 
des BaMa zu belassen? 


Wie ich schon eingangs feststellte, waren die gesamtstaatlichen 
Gesichtspunkte, die flächendeckende Abbüdung der Streitkräfte 
im vereinten Deutschland und der Beitrag zum Aufbau der neuen 
Bundesländer die ausschlaggebende Zielsetzung für die Verlegung 
der Dienststellen. Die Fortführung der guten Zusammenarbeit zwi- 
schen Militärarchiv und Forschungsamt wird über die Außenstelle 
des Bundesarchivs-Müitärarchivs in Potsdam gewährleistet. 


15. Welche Stellungnahme bezieht die Bundesregierung zur 
Dienstaufsichtsbeschwerde gegen den Chef des MGFA, der 
die Verlagerung des Amtes aktiv und mit strittigen Argumen- 
ten betrieben hat? 


Zu der z. Z. laufenden Dienstaufsichtsbeschwerde des Oberbür- 
germeisters der Stadt Freiburg kann ich wegen des laufenden 
Verfahrens nicht Stellung nehmen. 


16. Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung über die perso- 
nellen Auswirkungen der Umzugsentscheidung auf die künf- 
tige Arbeitsfähigkeit des MGFA? 
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Erkenntnisse über eventuelle personelle Auswirkungen der 
Umzugsentscheidung auf die künftige Arbeitsfähigkeit des Mili- 
tärgeschichtlichen Forschungsamtes liegen der Bundesregierung 
noch nicht vor. Eine durch die Verlegung des Amtes bedingte 
zeitlich begrenzte verminderte Aufgabenerfüllung wird in Kauf 
genommen. 


17. Welche sozialen Maßnahmen wird die Bundesregierung 
ergreifen, um die negativen Folgen des Umzugs für die Mitar- 
beiter des MGFA abzumildern? 


Für die Verlegung des Militärgeschichtlichen Forschungsamtes 
wie für die Verlegung der anderen Dienststellen gilt, daß nieman- 
dem Belastungen auferlegt werden, die über das hinausgehen, 
was wir Tausenden von Soldaten und deren Familien im Zuge der 
Vereinigung haben zumuten müssen. Mit umfangreichen sozialen 
Maßnahmen, mit finanziellen Hilfen und durch die Ankurbelung 
des Wohnungsbaues trägt die Bunderegierung dazu bei, die auch 
von mir gesehenen negativen Folgen des Umzuges abzumildern. 
Insbesondere handelt es sich um folgende Maßnahmen: 

— Wöchentliche Reisebeihilfen für Heimfahrten nach § 5a der 
Trennungsgeldverordnung. Flugkosten werden erstattet. Die 
Regelung ist zunächst bis 31. Dezember 1993 befristet. 

— Eine umzugskosten- und trennungsgeldrechtliche Sonderrege- 
lung. Bei unbefristeten Verwendungen werden die Kosten der 
getrennten Haushaltsführung längerfristig erstattet, bis auch 
am neuen Dienstort eine angemessene Wohnung zur Verfü- 
gung steht. 

— Aufwandsentschädigung für von der Verlegung betroffene 
Berufs- und Zeitsoldaten und Beamte je nach Besoldungs- 
gruppe zwischen 1 100 und 1 500 DM monatlich. Diese Rege- 
lung ist zunächst bis 31. Dezember 1993 befristet. Die Entschei- 
dung über eine mögliche Verlängerung wird voraussichtlich 
Ende 1993 im Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
unter Berücksichtigung der aktuellen Entwicklung in den 
neuen Bundesländern getroffen. 

Darüber hinaus werden etwaige negative Folgen des Umzugs im 
Rahmen der geltenden Rechtsvorschriften aufgefangen. Hinzu 
tritt die „Rahmenrichtlinie zur sozialverträglichen Flankierung 
von Personalmaßnahmen'' vom 23. Dezember 1992. 


18. Wie verhält sich die Lage auf dem Wohnungsmarkt und an den 
Schulen in Potsdam für die vom Umzug betroffenen Familien? 


Die Bundesregierung ist sich der schwierigen Situation auf dem 
Wohnungsmarkt in den neuen Bundesländern bewußt. Unter 
Punkt IV. 37 werde ich dazu gesondert Stellung nehmen. Die Be- 
antwortung der Frage nach der Situation an den Schulen liegt 
nicht in der Zuständigkeit der Bundesregierung. 
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III. Sozialwissenschaftliches Institut der Bundeswehr 
(SoWilnstBw) 

Das Bundesministerium der Verteidigung hat angekündigt, das 
Sozialwissenschaftliche Institut der Bundeswehr (SoWilnstBw) von 
München nach Strausberg zu verlegen. 

19. Welche wissenschaftlichen, militärischen, sonstigen dienst- 
lichen und politischen Gründe sprechen für die geplante Ver- 
legung des SoWilnstBw von München nach Strausberg? 


Dazu wurde bereits unter Punkt 1.3 geantwortet. 


20. Welche Kosten sind mit der Verlegung des SoWilnstBw und 
der Herrichtung der in Strausberg vorgesehenen Liegenschaft 
verbunden? 


Die Unterbringung des Sozialwissenschaftlichen Instituts ist in 
einem separaten Teil des Neubaues der neu aufzustellenden 
Regionalen Fachinformationsleitstelle Ost - der Zusammenfas- 
sung der Militärbibliothek Dresden und der Fachbibliotheken der 
nach Strausberg zu verlegenden Dienststellen - vorgesehen. Für 
die Verlegung und Herrichtung der Infrastruktur des Institutes 
sind 8 Mio. DM an Haushaltsmitteln eingeplant. 


21. Sieht die Bundesregierung im Zusammenhang mit der geplan- 
ten Verlegung nach Strausberg eine Gefährdung oder ein 
Absinken in der Qualität der wissenschaftlichen Arbeit des 
SoWilnstBw, und wenn ja, wie will sie dieser Gefährdung bzw. 
dem Absinken in der Qualität der wissenschafthchen Arbeit 
wirksam begegnen? 


Ein Absinken der wissenschaftlichen Qualität der Arbeit wird nur 
in der eigentlichen Phase der Verlegung erwartet und um der 
Vorteile der Verlegung willen hingenommen. Mittel- und lang- 
fristig ist von einer Steigerung der Effizienz der wissenschaft- 
lichen Arbeit durch die vorgenannten Synergiegewinne auszu- 
gehen. 


22. Welche Maßnahmen hat das Bundesministerium der Verteidi- 
gung für einen sozialverträglichen Wechsel der Mitarbeiter des 
Institutes von München nach Strausberg ergriffen? 

24. Welche konkreten Hilfen bietet das Bundesministerium der 
Verteidigung diesen Mitarbeitern und ihren Famihen an, um 
mögliche Härten zu mildern oder zu beseitigen? 


Was die Sozialmaßnahmen angeht, verweise ich auf meine Aus- 
sagen unter Punkt 11.17, die gleichermaßen für alle betroffenen 
Dienststellen gelten. 


23. Wie viele Mitarbeiter (Zahl und Prozentanteil) sind uneinge- 
schränkt umzugswillig, und für wie viele Mitarbeiter und ihre 
Famihen würde der Umzug eine besondere persönliche Härte 
bedeuten? 
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Abschließende Angaben über die Umzugsbereitschaft der Mitar- 
beiter liegen derzeit noch nicht vor. Eine erste Befragung hat 
ergeben, daß zum jetzigen Zeitpunkt von den 21 Wissenschaftlern 
einer und von den sechs Beamten keiner versetzungsbereit ist. 
Von den 19 Arbeitnehmern sind vier versetzungsbereit. Daraus 
errechnet sich ein Anteil von 10 % der Mitarbeiter, der z. Z. unein- 
geschränkt umzugswillig ist. Dies sind jedoch momentane Anga- 
ben, die noch kein abschließendes Bild zulassen. Eine Aussage, in 
welchen Fällen eine besondere persönliche Härte im Sinne der 
Erlaßlage vorliegt, kann z. Z. noch nicht getroffen werden. 


25. Wie verhält sich die Lage auf dem Wohnungsmarkt und an 
den Schulen in Strausberg für die vom Umzug betroffenen 
Famihen? 


Zur Lage auf dem Wohnungsmarkt nehme ich unter Punkt IV.37 
gesondert Stellung. Die Beantwortung der Frage nach der Situa- 
tion an den Schulen liegt nicht in der Zuständigkeit der Bundes- 
regierung. 


26. Welche Baumaßnahmen sowohl in bezug auf die Herrichtung 
und den Ausbau der Dienststelle als auch in bezug auf den Bau 
von Wohnungen haben begonnen? 

27. Wann ist mit dem Abschluß der erforderlichen Baumaßnahmen 
zu rechnen? 


Das Sozialwissenschaftliche Institut wird bis zur Fertigstellung 
des erwähnten Neubaus in vorhandener, gut nutzbarer Infrastruk- 
tur in Strausberg zwischenuntergebracht. Die Neubaumaßnah- 
men für die Endunterbringung des Institutes haben noch nicht 
begonnen. Der Abschluß dieser Baumaßnahmen ist für Ende 1999 
geplant. 

Für den Standort Strausberg werden bis Mitte 1995 110 Wohnun- 
gen bezugsfertig sein. Ergänzende Ausführungen dazu mache ich 
unter Punkt IV.37. 


28. Sind die in Strausberg für die Belegung vorgesehenen Liegen- 
schaften im Hinbhck auf mögliche Gesundheitsgefährdungen 
(z. B. durch Asbest) sachkundig und amtlich untersucht wor- 
den, und wenn ja, wie lautet das Ergebnis dieser Unter- 
suchung? 

29. Sollte diese Untersuchung bisher nicht erfolgt sein: ist das 
Bundesministerium der Verteidigung bereit, sie durchzu- 
führen? 


Dem Bundesministerium der Verteidigung liegen bezüglich der 
Liegenschaft, die für die Zwischenunterbringung des Sozialwis- 
senschaftlichen Institutes vorgesehen ist und seit 1991 von der 
Strausberger Außenstelle des Zentrums für Verifikation genutzt 
wird (diese Dienststelle wird 1994 aufgelöst), keine Erkenntnisse 
über eine asbesthaltige Bausubstanz vor. 
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/V. Akademie der Bundeswehr für Information und Kommunikation 
(AkBwInfoKom) 

Das Bundesministerium der Verteidigung hat angekündigt, die 
Akademie der Bundeswehr für Information und Kommunikation 
(AkBwInfoKom) von Waldbröl nach Strausberg zu verlegen. 


30. Welche wissenschaftlichen, militärischen, sonstigen dienst- 
lichen und politischen Gründe sprechen für die geplante Ver- 
legung der Akademie von Waldbröl nach Strausberg? 


Dazu habe ich bereits unter Punkt 1.3 geantwortet. 


31. Welche Kosten sind mit der Verlegung der Akademie und der 
Herrichtung und dem Ausbau der in Strausberg vorgesehenen 
Liegenschaft verbunden? 


Die Akademie der Bundeswehr für Information und Kommunika- 
tion wird in einer gut geeigneten und voll funktionsfähigen Lie- 
genschaft, dem Betreuungszentrum in Strausberg, untergebracht 
werden. Diensträume, Lehrsäle und Unterkünfte für einen Teil 
der Lehrgangsteilnehmer sind vorhanden. Zur Unterbringung der 
restlichen Lehrgangs- und Seminarteilnehmer ist der Bau eines 
Internatsgebäudes erforderlich. Für diesen Bau sowie für das 
Sanieren und Herrichten des Betreuungszentrums sind insgesamt 
27 Mio. DM eingeplant. 


32. Ist es zutreffend, daß in Berlin nach Abzug der französischen 
Truppen eine für die Akademie besser geeignete Liegenschaft 
zur Verfügung stünde, die mit erheblich geringerem 
Kostenaufwand hergerichtet werden könnte? 

33. Welche Gründe sprechen dagegen, die Akademie nach Berlin 
zu verlegen, wo sie ihrem Auftrag - auch im Gewinnen kompe- 
tenter und qualifizierter Referenten und im gewünschten Mei- 
nungsaustausch mit den Medien und der Öffentlichkeit - 
angemessener gerecht werden könnte? 


Diese Frage stellt sich so nicht. Bei der Stationierungsentschei- 
dung der Streitkräfte kam es dem Bundesministerium der Vertei- 
digung darauf an, Konzentrationen von Dienststellen und Trup- 
penteilen im Stadtgebiet der Hauptstadt zu vermeiden. Anderer- 
seits können die Vorteile der Kulturmetropole und des Medien- 
standortes Berlin genutzt werden, da Strausberg nur 30 km von 
Berlin entfernt und infrastrukturell (S-Bahn, Straße) gut angebun- 
den ist. 


34. Welche Maßnahmen hat das Bundesministerium der Verteidi- 
gung für einen sozialverträglichen Wechsel der Mitarbeiter der 
Akademie von Waldbröl nach Strausberg ergriffen? 

36. Welche konkreten Hilfen bietet das Bundesministerium der 
Verteidigung diesen Mitarbeitern und ihren Familien an, um 
mögliche Härten zu mildern oder zu beseitigen? 


10 



Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/4658 


Vergleiche dazu meine Antwort zum Punkt 11.17. 


35. Wie viele Mitarbeiter (Zahl und Prozentanteil) sind uneinge- 
schränkt Umzugs willig, und für wie viele Mitarbeiter und ihre 
Familien würde der Umzug eine besondere persönliche Härte 
bedeuten? 


Abschließende Angaben über die Umzugsbereitschaft der Mitar- 
beiter der Akademie liegen auch hier noch nicht vor. Eine erste 
Abfrage ergab, daß vier Angehörige der Akademie (3 %) uneinge- 
schränkt umzugsbereit sind; in zwölf Fällen liegt eine besondere 
persönliche Härte im Sinne der Erlaßlage vor. Nicht berücksich- 
tigt wurden dabei acht Offiziere und Unteroffiziere, die vor dem 
1. April 1994 versetzt oder entlassen werden. 


37. Wie verhält sich die Lage auf dem Wohnungsmarkt und an den 
Schulen in Strausberg für die vom Umzug betroffenen Fami- 
lien? 


Die Wohnungslage in Strausberg und in Potsdam ist sehr schwie- 
rig, Es gibt noch keinen funktionierenden freien Wohnungsmarkt. 
In Strausberg sind 813, in Potsdam 1 444 Wohnungen im tatsäch- 
lichen Verfügungsbestand; dem stehen in Strausberg 221, in Pots- 
dam 171 Bewerber der Bundeswehr gegenüber. Die verfügbaren 
Wohnungen entsprechen bei weitem nicht dem Weststandard, 
werden daher kaum angenommen und müssen aufwendig reno- 
viert werden. 

In Strausberg werden aus dem Etat des Einzelplans 14 bis Mitte 
1995 110 Wohnungen bezugsfertig sein. Weitere 200 Bundesdar- 
lehenswohnungen für Strausberg sind beim zuständigen Bundes- 
ministerium für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
(BMBau) angemeldet. 

Für Potsdam hat das Bundesministerium der Verteidigung den 
Neubau von 300 Bundesdarlehenswohnungen beim BMBau ge- 
fordert, von denen 80 vermutlich Ende 1993 bezugsfertig sein 
werden. Hinsichtlich weiterer Wohnungen in Potsdam wird z. Z. 
mit Bauträgern verhandelt. 

Die Wohnungslage in Strausberg und in Potsdam wird sich auf- 
grund der dargestellten Baumaßnahmen allenfalls mittel- bis 
langfristig entspannen. 

Die Beantwortung der Frage nach der Situation an den Schulen in 
Strausberg liegt nicht in der Zuständigkeit der Bundesregierung. 


38. Welche Baumaßnahmen sowohl in bezug auf die Herrichtung 
und den Ausbau der Dienststelle als auch in bezug auf den Bau 
von Wohnungen haben begonnen? 


Die Dienststelle zieht in vorhandene gute Infrastruktur um, die mit 
relativ geringfügigen Mitteln für die Aufnahme des Lehrbetriebes 
hergerichtet wird. Eine stufenweise Grundsanierung ist nach 1995 
vorgesehen. 
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Das Wohnungsbauprogramm für Strausberg wird noch in diesem 
Jahr mit bundeseigenen und Bundesdarlehenswohnungen 
begonnen und voraussichtlich 1996 abgeschlossen sein. Bei die- 
sen Planungen wurde der voraussichthche Wohnungsbedarf für 
die Mitarbeiter der genannten Dienststellen berücksichtigt. 


39. Wann ist mit dem Abschluß der erforderlichen Baumaßnahmen 
zu rechnen? 


Das Internatsgebäude wird nach derzeitiger Planung Anfang 1995 
fertiggestellt werden, der Abschluß der Umbau- und Sanierungs- 
arbeiten am Betreuungszentrum ist für Ende 1997 geplant. 


40. Sind die in Strausberg für die Belegung vorgesehenen Liegen- 
schaften im Hinblick auf mögliche Gesundheitsgefährdungen 
(z.B. durch Asbest) sachkundig und amtlich untersucht wor- 
den, und wenn ja, wie lautet das Ergebnis dieser Unter- 
suchung? 

41. Sollte diese Untersuchung bisher nicht erfolgt sein: ist das 
Bundesministerium der Verteidigung bereit, sie durchzu- 
führen? 


Das Bundesministerium der Verteidigung hat eine Untersuchung 
auf Asbestbelastung des Betreuungszentrums in Strausberg 
durchführen lassen. Diese Untersuchung hat ergeben, daß Asbest 
nur in gebundener Form vorliegt und damit eine akute Gefähr- 
dung ausgeschlossen werden kann. Die Beseitigung der festge- 
stellten Asbestvorkommen wird im Rahmen der 1995 beginnen- 
den Sanierungsarbeiten durchgeführt. 
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